Gesundheitsministerium
Amt für Kabinettsangelegenheiten


((omissis))

An den nationalen Dachverband der Kammern
 der Krankenpflegeberufe – FNOPI

((omissis))


BETREFF: Auflagen gemäß Art. 4 des Gesetzesdekrets Nr. 44 vom 1. April 2021, umgewandelt und abgeändert durch das Gesetz Nr. 76 vom 28. Mai 2021 in geltender Fassung, bezüglich Impfpflicht für Fachkräfte des Gesundheitswesens (Antwort auf das Schreiben Nr. 255/2022 vom 26.2.2022)


Bezugnehmend auf das gemeinsame Schreiben Nr. 255/2022 vom 26. Februar 2022, mit dem die Dachverbände Informationen bzgl. Vorgaben, Fristen und Vorgehensweise zur Erfüllung der Impfpflicht gegen das SARS-CoV-2-Virus seitens der Fachkräfte des Gesundheitswesens eingefordert hatten, möchten wir angesichts der jüngsten Bestimmungen des Gesetzesdekrets Nr. 24 vom 24. März 2022 Folgendes mitteilen:

Unser Büro hat mit seinem Schreiben Nr. 2992 vom 17. Februar dieses Jahres bereits erste, in seinen Zuständigkeitsbereich entfallende Informationen zur Klärung der Unklarheiten vorgelegt, die sich durch die Eintragung der Daten zur Genesung von Fachkräften in die nationale Plattform DGC ergeben hatten; besagte Daten waren ursprünglich nicht in der Datenbank enthalten.

Nach den darauf folgenden Gesprächen mit den verschiedenen Dachverbänden und unter Berücksichtigung der mit obengenanntem Schreiben eingegangenen Vorschläge schien eine weiterführende rechtliche Klärung angemessen; die Probleme, die sich ergeben hatten, konnten durch die neue Gesetzesbestimmung zum Großteil gelöst werden.

[bookmark: _GoBack]Das Rechtsamt des Gesundheitsministeriums hat unter Berücksichtigung der technischen Gutachten der zuständigen Generaldirektion für Gesundheitsprävention genau definiert, wie die Berufskammern in der Untersuchungsphase und zum Zweck der Überprüfung der Einhaltung der Impfpflicht einer eventuellen Genesung der jeweiligen Fachkraft Rechnung tragen können. Dabei gilt Folgendes:

1) Unklarheit bezüglich der Frist, ab der die Pflicht zur Auffrischungsdosis gilt

Mit Bezug auf die Unklarheiten bei der Definition der Frist, ab der die Pflicht zur Auffrischungsdosis gilt, bestätigen wir hiermit, dass Fachkräfte des Gesundheitswesens ihrer Pflicht immer dann nicht nachkommen, wenn sie bei Ablauf von 120 Tagen ab dem Abschluss des primären Impfzyklus keine Auffrischungsdosis erhalten haben. 

Die Grundlagen dafür finden sich im Rundschreiben des Gesundheitsministeriums 59207-24/12/2021-DGPRE, auf das Art. 4, Abs. 1 des Gesetzesdekrets Nr. 44/2021 verweist und wonach die Impfungen unter Einhaltung der im Rundschreiben des Gesundheitsministeriums festgelegten Fristen und Vorgaben durchgeführt werden müssen. 

Das am 26. November 2021 veröffentlichte Gesetzesdekret Nr. 172 hat die Pflicht zur Auffrischungsdosis eingeführt und dabei bereits einen angemessenen Zeitrahmen für die Anpassung an diese Pflicht vorgesehen wobei der 15. Dezember 2021 als dies a quo festgelegt wurde. Außerdem gilt eine zusätzliche Frist von zwanzig Tagen ab Erhalt der Aufforderung seitens der Berufskammer; besagte zusätzliche Frist für die Durchführung der Auffrischungsdosis wurde auf der Grundlage der Überprüfung mit Anhörung der/des Betreffenden gemäß Art. 4, Abs. 3 des Gesetzesdekrets Nr. 44 von 2021 gewährt.


2) Unklarheit bezüglich der Frist, ab der die Pflicht zur Durchführung der einzigen Dosis bei Personen gilt, die bereits eine SARS-CoV-2-Infektion durchgemacht haben 

Bezüglich der Frist, ab der die Pflicht zur Durchführung der einzigen Dosis bei Personen gilt, die bereits eine SARS-CoV-2-Infektion durchgemacht haben, hatten die Dachverbände die Frage gestellt, ob das Rundschreiben der Generaldirektion für Gesundheitsprävention des Gesundheitsministeriums (Prot. Nr. 8284 vom 3. März 2021) noch gültig sei. Demzufolge kann für Personen, die nie geimpft wurden, aber von einer Infektion genesen sind, die Verabreichung einer einzigen Dosis der Anti-SARS-CoV-2/COVID-19-Impfung in Betracht gezogen werden, „unter der Bedingung, dass die Impfung mindestens 3 Monate nach der nachgewiesenen Infektion und möglichst innerhalb von 6 Monaten ab derselben durchgeführt wird“. Die Dachverbände haben außerdem um eine Klärung dazu gebeten, ob die Pflicht für die Fachkräfte des Gesundheitswesens ab dem Mindest-Zeitintervall von 90 Tagen ab der Infektion gilt, und haben gleichzeitig – falls das oben genannte Rundschreiben noch gelten sollte – um Klärung darüber gebeten, ob dieses Rundschreiben auch dann gilt, wenn die Infektion innerhalb von 14 Tagen ab der ersten Dosis stattgefunden hat.

In diesem Zusammenhang hat das Rechtsamt bestätigt, dass „für Personen, die nie geimpft wurden und die sich nachgewiesenermaßen (d.h. durch einen entsprechenden positiven diagnostischen Test) mit dem SARS-CoV-2-Virus infiziert haben, die Impfung indiziert ist, und zwar ab drei Monaten (90 Tagen) seit dem Datum des positiven Tests. Für nicht immunsupprimierte Personen besteht die Möglichkeit der Verabreichung einer einzigen Dosis eines Impfstoffes, der zwei Dosen vorsieht, wenn nicht bereits mehr als 12 Monate seit der Infektion (dem Datum, ab dem die Quarantäne aufgehoben wurde) vergangen sind. Sind bereits mehr als 12 Monate vergangen, empfiehlt sich die Verabreichung eines vollständigen primären Impfzyklus (zwei Dosen für Zwei-Dosen-Impfstoffe und eine einzige Dosis für Impfstoffe mit Einzeldosis). Ein Impfzyklus mit zwei Dosen ist in jedem Fall möglich; auch wenn sich die betreffende Person also mit dem Virus infiziert hatte, kann sie, wenn sie das wünscht, zwei Dosen eines Zwei-Dosen-Impfstoffes als primären Impfzyklus erhalten (s. Rundschreiben Prot. Nr. 8284-03/03/2021-DGPRE, Prot. Nr. 32884-21/07/2021-DGPRE sowie Prot. Nr. 40711-09/09/2021-DGPRE). 

Im Falle einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus innerhalb von 14 Tagen ab der Verabreichung der ersten Dosis eines Zwei-Dosen-Impfstoffes ist die zweite Dosis zur Vervollständigung des primären Impfzyklus notwendig; das erste mögliche Datum ist dabei jenes, an dem mindestens 3 Monate (90 Tage) ab dem Datum des positiven Tests vergangen sind. In jedem Fall muss die Impfung möglichst innerhalb von 6 Monaten (180 Tagen) ab dem Datum des positiven Tests durchgeführt werden  (s. Rundschreiben Prot. Nr. 40711-09/09/2021-DGPRE sowie Prot. Nr. 8284-03/03/2021-DGPRE). In diesem Fall gelten die 3 Monate (90 Tage) als erstes mögliches Datum für die Durchführung der Impfung, da diese Personen jenen gleichgestellt werden, die nur genesen sind.

Daraus ergibt sich, dass eine Fachkraft des Gesundheitswesens immer dann ihrer Impfpflicht nicht nachkommt, wenn sie die besagte Impfdosis nicht zum ersten möglichen Termin (90 Tage) erhält, wie es in den Rundschreiben ausgeführt wird.

All dies gilt mit Verweis auf den genannten Artikel 4, Abs. 1 des Gesetzesdekrets Nr. 44 von 2021, in dem die Vorgaben und Fristen des Rundschreibens des Gesundheitsministeriums angeführt werden. Ebenso gilt dies im Sinne der Bestimmungen von Art. 4-quater, Abs. 2, desselben Gesetzesdekrets, welches (wenn auch im Rahmen der spezifischen Regelungen der Impfpflicht für Über-Fünfzigjährige) ausdrücklich vorsieht, dass im Falle einer Infektion die Impfung bis zum ersten möglichen Termin aufgeschoben wird, wobei das Vorsichtsprinzip zu einem allgemein gültigen Grundsatz erhoben wird, der als solcher auf alle Arten von Impfpflicht ausgedehnt werden kann“.   

Bzgl. jener Personen, die den primären Impfzyklus nicht abgeschlossen oder keine Auffrischungsdosis innerhalb der vorgesehenen Zeit erhalten haben, haben die Dachverbände die Frage aufgeworfen, ob eine Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus zum einen für die Überprüfung der Einhaltung der Impfpflicht gemäß Art. 4, Abs. 3 des Gesetzesdekrets Nr. 44 von 2021 und zum anderen für einen eventuellen, auch vorübergehenden Widerruf der Suspendierung gemäß Art. 4, Abs. 4 desselben Gesetzesdekrets von Bedeutung ist.

Bezugnehmend auf den ersten Punkt hat das Rechtsamt des Gesundheitsministeriums dargelegt, dass „nach Anhörung dieses Rechtsamtes und vorbehaltlich der Angaben des Schreibens dieses Amtes (Prot. Nr. 2992 vom 18. Februar 2002) bzgl. Überprüfung der durchgeführten Impfungen, zu der die Berufskammern durch die nationalen Dachverbände und über die nationale Plattform DGC verpflichtet sind, verweisen wir darauf, dass bei der von Art. 4, Abs. 3 des Gesetzesdekrets Nr. 44 von 2021 geregelten Überprüfung mit Anhörung der/des Betreffenden die jeweilige Berufskammer die nicht geimpfte Fachkraft auffordert, innerhalb von fünf Tagen ab Erhalt der Aufforderung die entsprechende Impfbescheinigung vorzulegen, oder aber den Nachweis einer Befreiung von der Impfpflicht, oder die Anmeldung zur Impfung, die innerhalb von zwanzig Tagen ab Erhalt der Aufforderung durchgeführt werden muss, oder schließlich den Nachweis darüber, dass die Voraussetzungen für die Impfpflicht nicht gegeben sind.

Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass für Personen, die den primären Impfzyklus abgeschlossen und sich danach mit dem SARS-CoV-2-Virus angesteckt haben, die Auffrischungsdosis (Booster) nach mindestens 4 Monaten (120 Tagen) ab dem Datum des positiven Tests in jedem Fall empfohlen wird (s. Rundschreiben des Gesundheitsministeriums Prot. Nr. 56052-06/12/2021-DGPRE sowie Prot. Nr. 59207-24/12/2021-DGPRE). Für nicht geimpfte Personen, die sich mit dem SARS-CoV-2-Virus infiziert haben, ebenso wie für jene Personen, die sich innerhalb von 14 Tagen ab der Verabreichung einer Dosis eines Zwei-Dosen-Impfstoffes mit dem SARS-CoV-2-Virus infiziert haben, empfiehlt sich in jedem Fall eine Impfung nach 3 Monaten (90 Tagen) (s. Rundschreiben des Gesundheitsministeriums Prot. Nr. 8284-03/03/2021-DGPRE).

Demzufolge gehört eine Infektion nicht zu jenen Fällen, in denen „die Voraussetzungen für die Impfpflicht nicht gegeben sind“ (s. Art. 4, Abs. 3 des Gesetzesdekrets Nr. 44 von 2021), wie sie im Rahmen der Überprüfung mit Anhörung der/des Betreffenden nachgewiesen werden könnten, um die Notwendigkeit weiterer Dosen auszuschließen; somit gilt, dass jene, die sich nicht innerhalb der vorgesehenen Fristen impfen lassen, ihre Impfpflicht nicht erfüllt haben.

Dies vorausgeschickt können Fachkräfte, die sich noch nicht innerhalb der vom Rundschreiben des Gesundheitsministeriums genannten Frist geimpft haben und die demzufolge ihrer Impfpflicht nicht nachgekommen sind, im Rahmen der Überprüfung mit Anhörung der/des Betreffenden mit der zuständigen Berufskammer eine Suspendierung vermeiden, wenn sie nachweisen, dass sie sich für eine Impfung angemeldet haben und diese innerhalb von 20 Tagen ab Erhalt der entsprechenden Aufforderung vornehmen werden.“

„Wenn die betreffende Person nachweisen kann, dass die verspätete Verabreichung der Impf- oder Auffrischungsdosis nicht auf ihr Verschulden zurückgeführt werden kann, sondern auf externe Faktoren, wie z.B. die Organisation der Impfdienste, kann die Berufskammer ausnahmsweise von einer Suspendierung absehen, und zwar für die Dauer bis zur bereits vorgemerkten Impfung.

In Übereinstimmung mit den vorausgegangenen Überlegungen erscheint ein Aufschub der Impfung bis zum Ablauf der in den genannten Rundschreiben des Gesundheitsministeriums angeführten Frist auch über die unter Art. 4, Abs. 3 vorgesehenen 20 Tage hinaus zulässig, wenn dieser Aufschub auf das mit der Infektion einhergehende Vorsichtsprinzip zurückzuführen ist. Dies bestätigt sich auch durch die Bestimmungen von Art. 4, Abs. 1, wo für die Regelung der Impfpflicht auf die Fristen und Vorgaben des Rundschreibens des Gesundheitsministeriums verwiesen wird, wie auch von Art. 4-quater, Abs. 2 des Gesetzesdekrets Nr. 44 von 2021, der (wenn auch im Rahmen der spezifischen Regelung der Impfpflicht für Über-Fünfzigjährige) den Aufschub bis zum ersten möglichen Termin bei einer Infektion regelt und dabei einen allgemeinen Grundsatz festlegt, der auf alle Arten von Impfpflicht ausgedehnt werden kann.

Insbesondere kann eine Impfung auch zwecks Erfüllung der Impfpflicht für alle, die einen Gesundheitsberuf ausüben, und für die sogenannten „operatori di interesse sanitario“ (medizinisch-gesundheitlich relevante Berufe) in folgenden Fällen nicht eingefordert werden:

· für die Dauer von 90 Tagen ab dem Datum eines positiven Tests als Nachweis einer SARS-CoV-2-Infektion bei nicht geimpften Personen und bei Personen, die sich innerhalb von 14 Tagen ab der Verabreichung einer Dosis eines Zwei-Dosen-Impfstoffes mit dem SARS-CoV-2-Virus infiziert haben;

- für die Dauer von 120 Tagen ab dem Datum eines positiven Tests im Falle einer Infektion nach Abschluss des primären Impfzyklus.

Wenn die zuständige Berufskammer demzufolge im Rahmen der Überprüfung mit Anhörung der/des Betreffenden die soeben genannten Voraussetzungen nachgewiesen hat, sind jene, die aus diesen Gründen die Impfpflicht nicht erfüllt haben, nicht zu suspendieren, wenn sie die Impfung für einen Termin gemäß Rundschreiben des Ministeriums vorgemerkt haben (90 Tage oder 120 Tage, je nach oben beschriebenem Sachverhalt).

Die gesetzliche Frist von 20 Tagen muss also mit anderen Worten mit Blick auf den ersten möglichen Termin für die Verabreichung der Impfung aufgeschoben werden, immer unter Einhaltung der genannten Fristen und unter Berücksichtigung der Organisation der Impfdienste.

Nach Erhalt der Impfung muss die betreffende Fachkraft, um eine Suspendierung zu vermeiden, der Kammer unverzüglich und in jedem Fall innerhalb von 3 Tagen die Bescheinigung der Erfüllung der Impfpflicht vorlegen.“

Für jene, die bereits suspendiert sind, weil sie ihrer Impfpflicht nicht nachgekommen sind, sah Art. 4, Abs. 5 des Gesetzesdekrets Nr. 44 von 2021 in der ursprünglichen Fassung vor, dass die Suspendierung gemäß Abs. 4 auch solange aufrecht bleibt, bis der oder die Betreffende den Abschluss des primären Impfzyklus bestätigt, bzw. bei Fachkräften, die den Zyklus nicht abgeschlossen haben, und zwar bis zur Bestätigung des Erhalts der Auffrischungsdosis. Somit berücksichtigte diese Bestimmung nicht die Möglichkeit einer Genesung von einer Covid-19-Infektion als Voraussetzung für einen eventuellen Widerruf der Suspendierung. Dies hatte zu einer Reihe von Interpretationsunklarheiten geführt, die von den Dachverbänden in Bezug auf das „an“ und das „quomodo“ der Möglichkeit einer provisorischen Wiedereingliederung aufgeworfen wurden.

Der Gesetzgeber hat sich nun zu diesem Punkt ausgesprochen und mit dem Gesetzesdekret Nr. 24 vom 24. März 2022 (wie oben beschrieben) eine zusätzliche Möglichkeit der Beendigung einer Suspendierung von der Berufsausübung eingeführt.

Insbesondere legt dabei Art. 8, Abs. 1, Buchst. b), Nr. 2) als Ergänzung zu Abs. 5 von Art. 4 des Gesetzesdekrets Nr. 44 vom 1. April 2021 Folgendes fest: „Bei Vorliegen einer Genesung verfügt die jeweils zuständige Berufskammer auf Antrag des/der der Betreffenden die vorübergehende Beendigung der Suspendierung bis zum Ablauf der Frist, innerhalb welcher die Impfung nach den Vorgaben des Rundschreibens des Gesundheitsministeriums aufgeschoben ist. Die Suspendierung wird automatisch wieder wirksam, wenn der/die Betreffende es unterlässt, der Berufskammer spätestens innerhalb von drei Tagen ab Ablauf der vorher genannten Frist die Impfbescheinigung zu übermitteln.“

Somit ist eine weitere Möglichkeit für die Überprüfung der Erfüllung der Impfpflicht vorgesehen, die der Verantwortung der einzelnen Berufskammern (in Bezug auf ihre Mitglieder) übertragen wird und diesen vorbehalten ist.


Die Leiterin des Amtes für Kabinettsangelegenheiten
(Tiziana Coccoluto)
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